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Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in einem 
Beschluss vom 25.06.2024 wichtige Klarstellungen 
zur umsatzsteuerlichen Behandlung des Weiterver
kaufs von Beförderungsleistungen als Reiseleistung 
getroffen. Diese Entscheidung hat weitreichende 
Konsequenzen für Unternehmen, die Beförderungs
leistungen wie etwa Flugtickets verkaufen, insbe
sondere im Kontext der deutschen Umsatzsteuer
regelungen.
Im Besprechungsfall kaufte ein rumänisches Reise
büro Flugtickets von Fluggesellschaften für Flüge 
innerhalb der EU und verkaufte diese Tickets 
im eigenen Namen weiter. Neben dem Verkauf 
erbrachte es gelegentlich Beratungs- und Informa
tionsleistungen für seine Kunden, bot jedoch keine 
zusätzlichen Reiseleistungen wie Unterbringung  
oder Transfers an.
Das Unternehmen versteuerte die Einnahmen aus 
diesen Verkäufen nach allgemeinen Vorschriften, 
da es davon ausging, es führe als Kommissionär 
steuerbefreite grenzüberschreitende Personenbeför
derungen durch. Die rumänischen Steuerbehörden 
sahen jedoch die Sonderregelung für Reisebüros auf 
diese Dienstleistungen als anwendbar an, mit der 
Folge, dass zumindest die Marge der rumänischen 
Umsatzsteuer unterlag.
Der EuGH entschied, dass die Sonderregelung 
für Reisebüros, wie sie in der EU gilt, auch auf den 

bloßen Weiterverkauf von Beförderungsleistungen 
anwendbar ist. Dies gilt unabhängig davon, ob die 
Beförderungsleistungen mit zusätzlichen Dienst
leistungen verbunden sind oder ob der Anbieter auch 
Informations- und Beratungsleistungen erbringt. 
Diese Entscheidung basiert auf zwei zuvor 
ergangenen Urteilen, bei denen der EuGH fest
gestellt hatte, dass schon die bloße Bereitstellung  
von Übernachtungsleistungen oder Beherbergungs
dienstleistungen die Anwendung der Sonderregelung 
rechtfertigt.

Hinweis: 
Diese Entscheidung verändert die bisherige Praxis 
in Deutschland. Der EuGH hat bestätigt, dass die 
Sonderregelung für Reisebüros auch auf einzelne 
Beförderungsleistungen anwendbar ist – nicht nur 
auf umfassende Leistungsbündel oder Beherber
gungsleistungen. Unternehmen, die Beförderungs
leistungen weiterverkaufen, müssen ihre Marge 
nach dieser Regelung versteuern und können die 
Vorsteuer für die Einkaufsleistungen nicht abziehen. 
Dies kann insbesondere bei zentralisierten Einkaufs
gesellschaften zu zusätzlichen Kosten führen und 
erfordert eine Anpassung der Umsatzsteuerpraxis.

Quelle: EuGH, Beschl. v. 25.06.2024 - C-763/23

EuGH-Entscheidung: Weiterverkauf von Beförderungsleistungen nun unter Sonderregelung

Vermietung von Seniorenwohnungen: Vermittlung von Dienstleistungen schließt erweiterte Gewerbesteuer
kürzung aus

Hält ein Gewerbebetrieb Grundbesitz in seinem 
Betriebsvermögen, das nicht von der Grundsteuer 
befreit ist, so mindert sich sein für die Gewerbe
steuer relevanter Gewerbeertrag um 1,2 % des 
Einheitswerts, der zuletzt für den Grundbesitz 
festgestellt worden ist. Diese pauschale Kürzung 
soll eine Doppelbesteuerung des Grundbesitzes mit 
Gewerbesteuer und Grundsteuer abmildern.
Reinen Grundstücksunternehmen, die ausschließlich 
eigenen Grundbesitz verwalten und nutzen, steht 
eine sogenannte erweiterte Gewerbesteuerkürzung 
zu, das heißt, sie können ihren Gewerbeertrag um 

den Teil kürzen, der auf die Verwaltung und Nutzung 
des eigenen Grundbesitzes entfällt, so dass eine 
Doppelbesteuerung in vollem Umfang vermieden 
wird. Wichtig hierfür ist, dass die Verwaltung und 
Nutzung des eigenen Grundbesitzes ausschließlich 
erfolgt.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, 
dass die erweiterte Gewerbesteuerkürzung nicht 
beansprucht werden kann, wenn ein Vermieter von 
seniorengerechten Appartements seinen Mietern 
dazu verhilft, parallel Dienstleistungsverträge zu 
erheblich reduzierten Preisen abzuschließen (Service- 
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Zubuchung) und er hierfür aber das Doppelte der 
ortsüblichen Miete kassiert. Im Mittelpunkt des 
zugrunde liegenden Falls standen zwei Brüder, 
die je zur Hälfte an einer GmbH beteiligt waren,  
welche eine Seniorenresidenz betrieb.
Das Gebäude war auf einem Grundstück der Brüder 
errichtet worden, das unmittelbar neben einem 
Hotel- und Restaurantbetrieb lag. Letzteren führten 
die Brüder als Kommanditisten über eine GmbH 
& Co. KG. Diese Gesellschaft betrieb das Cafe im 
Gebäude der Seniorenresidenz. Die GmbH hatte die 
Räumlichkeiten hierzu mit privatwirtschaftlichem 
"Kaufvertrag" an die KG "übertragen bzw. abgetreten" 
(so der Wortlaut des Vertrags).
Ein weiterer Synergieeffekt ergab sich für die Brüder 
daraus, dass durch die KG diverse Servicedienst
leistungen an die Bewohner der Residenz erbracht 
wurden – darunter die Reinigung der Wohnungen, 
ein Wäscheservice, ein Hausmeisterdienst und Ver
pflegungsleistungen. Hierzu hatten die Bewohner – 
neben den mit der GmbH geschlossenen Mietver

trägen – separate Dienstleistungsverträge mit der KG 
abgeschlossen.
Die GmbH beantragte in ihrer Gewerbesteuer
erklärung die erweiterte Gewerbesteuerkürzung für 
Grundstücksunternehmen, da ausschließlich eigener 
Grundbesitz verwaltet und genutzt werde. Das 
Finanzamt vertrat demgegenüber die Auffassung, 
dass die erweiterte Kürzung nicht anwendbar sei.
Der BFH gab der Behörde recht und urteilte, dass  
die erweiterte Kürzung nicht beansprucht werden 
konnte, da die GmbH gegen den Ausschließlich
keitsgrundsatz verstoßen hatte, denn sie hatte den 
Senioren eben nicht nur Wohnungen zur Nutzung 
überlassen, sondern ihnen mit dem Abschluss 
des Mietvertrags auch zum Abschluss von Dienst
leistungsverträgen verholfen. Darin sah das Gericht 
eine weder zwingend notwendige noch quantitativ 
geringfügige Nebentätigkeit.

Quelle: BFH, Urt. v. 13.06.2024 - III R 26/21, NV

Das Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) hat 
jüngst entschieden, dass die Lieferung von als Abfall 
klassifizierten Gegenständen, die von Unternehmern 
zur Wiederverwendung aufbereitet und verkauft 
werden, der Umsatzsteuer unterliegt. Dieses Urteil 
betrifft insbesondere Unternehmer aus dem Bereich 
"Hausratverwertung", die unentgeltlich erworbene 
Gegenstände (z. B. ausrangierte Bürostühle) reparie
ren und weiterverkaufen.
Der Kläger, ein im Bereich der Hausratverwertung 
gewerblich tätiger Unternehmer, sammelte solche 
ausrangierten Bürostühle, reparierte sie soweit mög
lich und verkaufte sie weiter. Für das Steuerjahr 
2020 beantragte er beim Finanzamt erfolglos, seine 
Umsätze aus dem Verkauf dieser Bürostühle auf
grund von deren Abfalleigenschaft von der Umsatz
steuer zu befreien. Er argumentierte, dass es sich  
bei den Bürostühlen um Abfälle im Sinne der 
Abfallhierarchie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
handele, deren Lieferung ja bereits der Umsatzsteuer 
unterlegen habe.
Eine erneute Besteuerung würde somit eine 
unzulässige Doppelbesteuerung darstellen, die 
sowohl gegen die Mehrwertsteuersystem-Richtlinie 
(MwStSystRL) als auch gegen Artikel 20a des 

Grundgesetzes (GG) verstoße, nach dem der Staat 
in Verantwortung für die künftigen Generationen die 
natürlichen Lebensgrundlagen schütze.
Das FG wies die Klage ab und entschied, dass die 
Lieferung von aufbereitetem Abfall, auch wenn 
dieser ursprünglich unentgeltlich erworben wurde, 
umsatzsteuerpflichtig ist. Die aufbereiteten Büro
stühle sind sowohl nach dem Umsatzsteuergesetz  
als auch nach der MwStSystRL steuerbare Gegen
stände. Der Kläger kann die ihm berechnete 
Umsatzsteuer als Vorsteuer abziehen. Weder die 
Abfallrahmenrichtlinie noch Artikel 20a GG ändern 
etwas an der Umsatzsteuerpflicht.

Hinweis: 
Unternehmer im Bereich der Hausratverwertung und 
in ähnlichen Branchen sollten sicherstellen, dass sie 
ihre Umsätze ordnungsgemäß der Umsatzsteuer 
unterwerfen, denn sie können nicht auf eine Be
freiung aufgrund des "Abfallstatus" vertrauen. Das 
Urteil ist noch nicht rechtskräftig, da eine Nicht
zulassungsbeschwerde anhängig ist.

Quelle: FG Baden-Württemberg, Urt. v. 14.03.2024 - 1 K 11/24 NZB 

(BFH: XI B 19/24)

Recycelter Abfall: Gericht bestätigt Umsatzsteuerpflicht bei Wiederverwendung
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Umsatzsteuersatz: Kein ermäßigter Steuersatz für pflanzliche Milchersatzprodukte

Mit einem aktuellen Urteil hat das Finanzgericht 
Baden-Württemberg (FG) entschieden, dass Milch
ersatzprodukte pflanzlichen Ursprungs, wie etwa aus 
Soja, Reis oder Hafer hergestellte Getränke, nicht 
unter den ermäßigten Umsatzsteuersatz fallen. Die 
Richter schlossen sich damit der Argumentation 
des Finanzamts an, dass diese Produkte keine 
"Milch" oder "Milchmischgetränke" im Sinne des 
Umsatzsteuergesetzes (UStG) sind.
Im Streitfall ging es um die Frage, ob der ermäßigte 
Umsatzsteuersatz von 7 % auf die Lieferung  
von pflanzlichen Milchersatzprodukten angewandt 
werden kann. Die Klägerin vertrat die Auffassung, 
dass ihre Produkte, die einen Anteil von mindestens 
75 % Milchersatz aufweisen, dem ermäßigten Steuer
satz unterliegen. Das Finanzamt lehnte jedoch 
eine ermäßigte Besteuerung ab und unterwarf die 
Produkte dem Regelsteuersatz.
Das FG stellte fest, dass pflanzliche Milchersatz
produkte keine "Milch" oder "Milchmischgetränke" 
im Sinne der Anlage 2 zu § 12 Abs. 2 UStG darstel
len. Die relevanten Bestimmungen dieser Anlage, 
insbesondere Nr. 4 (Milch) und Nr. 35 (Milchmisch
getränke), beziehen sich auf Erzeugnisse tierischen 

Ursprungs. Milch im steuerrechtlichen Sinne ist nach 
der zolltariflichen Auslegung "Gemelk" von  Tieren. 
Dies wurde durch den Europäischen Gerichtshof  
und andere relevante Urteile bestätigt.
Pflanzliche Produkte wie aus Soja, Reis oder Hafer 
hergestellte Getränke gehören nicht in diese 
Kategorie und werden daher von den steuerlichen 
Vergünstigungen für Milchprodukte nicht erfasst.  
Die zolltarifliche Einordnung dieser Produkte als 
nicht-tierische Waren bestätigt ihre Einstufung unter 
den allgemeinen Steuersatz.

Hinweis: 
Das Gericht wies darauf hin, dass nur der Gesetz
geber die bestehende Regelung ändern kann und 
eine Ausnahme für pflanzliche Milchersatzprodukte 
einfügen kann. Bislang gibt es aber keine derartige 
gesetzliche Änderung. Die betroffenen Unternehmen 
und Verbände könnten allenfalls beim Gesetzgeber 
darauf drängen, entsprechende Anpassungen vor
zunehmen, um eine ermäßigte Besteuerung für 
pflanzliche Produkte zu erreichen.

Quelle: FG Baden-Württemberg, Urt. v. 14.03.2024 - 1 K 232/24

Betriebsvermögen: Verschonungsregelung im Falle mittelbaren Erwerbs

Wenn Sie etwas verschenken, fällt dafür grundsätz
lich Schenkungsteuer an. Allerdings gibt es einige 
Regelungen, die einen Teil des Erwerbs von der 
Steuer befreien. Eine sehr bekannte Regelung ist 
die Steuerfreiheit des Familienheims. Eine weitere 
ist die vollständige oder teilweise Befreiung des 
Betriebsvermögens. Jedoch sind hierfür einige 
Voraussetzungen zu erfüllen. So muss zum Beispiel 
sogenanntes begünstigtes Vermögen vorliegen. 
Anteile an Kapitalgesellschaften gehören zum 
begünstigten Vermögen. Aber muss man dafür 
selbst die Anteile erhalten oder reicht es, mittelbarer 
Besitzer zu werden? Im Streitfall musste das 
Finanzgericht Hamburg (FG) entscheiden, ob die 
Verschonungsregelung anwendbar ist.
Die Klägerin, ihre Schwester und ihre Eltern waren 
Gesellschafter einer GmbH. Die Eltern waren an 
dieser mit jeweils 24,83 %, die beiden Schwestern 
mit jeweils 25,17 % beteiligt. Zudem waren alle 
vier Kommanditisten einer KG, an der die Eltern 
mit jeweils 30 % und die Schwestern mit jeweils 
20 % beteiligt waren. Mit Vertrag vom 15.09.2015 
wurden alle Anteile an der GmbH ohne Gegen

leistung an die KG übertragen. Bei der KG wurde  
dies als verdeckte Einlage erfasst.
Am 11.08.2016 erklärte die Klägerin eine Zuwendung 
(Anteile an der GmbH) an ihren Vater und machte 
geltend, es handle sich um begünstigtes Vermögen. 
Sie erklärte sich bereit, die Schenkungsteuer zu über
nehmen, und beantragte die Optionsverschonung  
für die Schenkung. Das Finanzamt gewährte diese 
nicht.
Die Klage vor dem FG war begründet. Führt ein 
Gesellschafter einer KG deren Gesellschaftsver
mögen mittels einer Einlage ohne entsprechende 
Gegenleistung einen Vermögenswert zu, der hin
sichtlich der Höhe über den aufgrund seiner 
Beteiligung an der KG geschuldeten Anteil hinaus
geht (disquotale Einlage), kann eine freigebige   
Zuwendung dieses Gesellschafters an die anderen 
Gesellschafter vorliegen. Danach liegt eine Schen
kung der Klägerin an ihren Vater vor. Die Ver
schonungsregelung ist anwendbar, da der Vater 
begünstigtes Vermögen erworben hat.
Es ist nach Ansicht des Gerichts ausreichend, dass 
der unmittelbare Anteilserwerb durch die Per
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Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in einem 
aktuellen Urteil entschieden, dass die Übertragung  
des Eigentums an landwirtschaftlichen Flächen im 
Rahmen einer behördlich angeordneten Enteignung 
gegen Zahlung einer Entschädigung der Mehrwert
steuer unterliegt. Dies gilt auch dann, wenn der  
betroffene Landwirt keine Tätigkeit im Immobilien
handel ausübt und die Eigentumsübertragung nicht 
freiwillig erfolgt.
Im Urteilsfall ging es um einen polnischen Landwirt, 
der landwirtschaftliche Flächen besaß, die zum 
Teil im Rahmen einer behördlichen Entscheidung 
enteignet wurden, um dort Straßenbauprojekte zu 
realisieren. Im Gegenzug erhielt der Landwirt eine 
Entschädigungszahlung. Er war als Mehrwertsteuer
pflichtiger registriert und hatte die enteigneten  
Flächen für seinen landwirtschaftlichen Betrieb 
genutzt.
Nachdem die polnische Steuerbehörde die Ent
eignung als eine umsatzsteuerpflichtige Lieferung 
von Gegenständen gegen Entgelt wertete, beschritt 
der Landwirt den Rechtsweg. Ein nationales Gericht 
entschied zunächst zu seinen Gunsten, indem es 
argumentierte, die Enteignung sei nicht im Rahmen 
der wirtschaftlichen Tätigkeit des Klägers erfolgt, da 
dieser die Flächen nicht freiwillig veräußert habe. Die 
Steuerbehörde legte gegen dieses Urteil Beschwerde 

ein, was schließlich zur Vorlage einer Frage an den 
EuGH führte.
Laut EuGH ist die Übertragung des Eigentums an 
enteigneten landwirtschaftlichen Flächen gegen 
Zahlung einer Entschädigung als Lieferung von 
Gegenständen im Sinne der Mehrwertsteuer
system-Richtlinie zu betrachten und unterliegt somit  
der Mehrwertsteuerpflicht. Die Enteignung stellt eine 
steuerbare Lieferung dar, auch wenn die Eigentums
übertragung behördlich angeordnet war, wobei die 
Entschädigung als Entgelt angesehen wurde. Der 
Landwirt handelte dabei als Steuerpflichtiger, da die 
enteigneten Flächen zu seinem Unternehmens
vermögen gehörten, und zwar obwohl er weder im 
Immobilienhandel tätig war noch die Eigentums
übertragung freiwillig erfolgte.

Hinweis: 
Das Urteil des EuGH verdeutlicht, dass selbst 
unfreiwillige Eigentumsübertragungen, wie bei Ent
eignungen, der Mehrwertsteuer unterliegen, wenn 
der Enteignete als Steuerpflichtiger handelt – auch 
ohne typische Verkaufstätigkeit. Dies erweitert den 
Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer auf gesetz
lich angeordnete Übertragungen.

Quelle: EuGH, Urt. v. 11.07.2024 - C-182/23

sonengesellschaft (KG) erfolgt und die Mitgesell
schafter nur mittelbar über die KG eine Beteiligung 
an der Kapitalgesellschaft (GmbH) erlangen. Aus 
dem Gesetz geht auch nicht hervor, dass die 
Begünstigung nur für unmittelbar vom Erwerber 

gehaltene Kapitalgesellschaftsanteile gilt. Daher ist 
die Verschonung zu gewähren.

Quelle: FG Hamburg, Urt. v. 27.02.2024 - 3 K 117/22

2. STEUERRECHTLICHE NEUIGKEITEN
FÜR ALLE STEUERZAHLER

Lieferung wider Willen: Entschädigungen nach Enteignung sind mehrwertsteuerpflichtig

Die Anzahl von Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) 
ist in den letzten Jahren immer weiter gestiegen.  
An vielen Gebäuden ist eine PV-Anlage installiert, um 
so dem hohen Strompreis zu trotzen – aber auch,  
um Steuervorteile zu nutzen. Diese sind – vor allem 

im gewerblichen Bereich – aber auch nicht immer 
ganz frei von Fallstricken. In einem Streitfall hatte  
eine Grundstücksgesellschaft das Dach einer Immo
bilie für die Installation einer PV-Anlage vermietet. 
Daraufhin versagte das Finanzamt der Gesellschaft 

Grundstücksgesellschaft: Steuerschädliche Photovoltaikanlage
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2.3 Bescheidbekanntgabe: Kann man einer Gesellschaft nach deren Ende noch Post senden?

So wie eine Gesellschaft gegründet werden kann, 
kann sie auch wieder aufgelöst werden. Die voll
ständige Beendigung der Gesellschaft ist dabei nur 
eine Möglichkeit. Eine weitere Möglichkeit ist die 
Zusammenführung mit einer anderen Gesellschaft, 
etwa durch Verschmelzung, Anwachsung oder Ein
bringung. Hierfür gibt es sowohl im Steuer- als auch 
im Gesellschaftsrecht genaue Regelungen, wie dies  
zu erfolgen hat. Aber was ist eigentlich, wenn sich 
nach der Beendigung der Gesellschaft noch steuer
liche Konsequenzen ergeben? An wen sind diese 
zu adressieren? Das Finanzgericht München (FG) 
musste in einem solchen Fall entscheiden.
Die X-GmbH war Komplementärin einer KG, Z deren 
Kommanditist und zugleich alleiniger Geschäfts
führer der X-GmbH. Mit notariellem Vertrag über
trug Z seine Kommanditbeteiligung und seinen 
Geschäftsanteil an der Komplementär-GmbH auf die  
O-GmbH & Co. KG (O-KG). Die Komplementärin 
schied aus und die O-KG übernahm das Vermögen  
der KG durch Anwachsung zum 31.12.2016. Die 
KG wurde Anfang Januar 2017 im Handelsregister  
gelöscht. Am 30.01.2017 ging der notarielle Ein
bringungs- und Abtretungsvertrag beim Finanzamt 

ein. Im Jahr 2018 fand eine Außenprüfung für das Jahr 
2013 statt, aufgrund derer ein geänderter Bescheid  
für die KG an Z erging.
Die Klage des Z vor dem FG ist begründet. Der 
Bescheid ist nichtig. Er war Z als Bevollmächtigtem 
zwar zugegangen, der Inhaltsadressat des Fest
stellungsbescheids vom 26.01.2018 ist jedoch die 
KG. Der Bescheid richtet sich damit an ein nicht 
mehr existierendes Steuersubjekt. Die KG war bereits 
erloschen. Der Bescheid lässt sich auch nicht dahin 
gehend auslegen, dass er an die O-KG gerichtet war. 
Es fehlt an der Mehrdeutigkeit der Inhaltsadressatin.
Ist ein Verwaltungsakt an eine nicht mehr existente 
Person als Inhaltsadressat gerichtet, so kann er nicht 
wirksam werden. Dem Finanzamt war die Löschung 
der KG auch bekannt. Der Bekanntgabemangel 
konnte zwar dahin gehend geheilt werden, dass der 
Bescheid Z als Feststellungsbeteiligtem zuging. Der 
angefochtene Bescheid ist jedoch aufgrund des 
falschen Inhaltsadressaten nichtig.

Quelle: FG München, Urt. v. 17.03.2022 - 11 K 1936/21, Rev. (BFH: 

IV R 4/23)

Befreiungen bei der Gewerbesteuer. Das Finanz
gericht Münster (FG) musste entscheiden, ob dies  
zu Recht geschah.
Die Grundstücksgesellschaft hatte mit der W-GbR 
(Gesellschaft bürgerlichen Rechts), an der auch zwei 
ihrer eigenen Gesellschafter beteiligt waren, einen 
Vertrag geschlossen, demzufolge die W-GbR auf 
genau bestimmten Gebäudeflächen der Grund
stücksgesellschaft eine PV-Anlage installieren und 
betreiben darf. Der produzierte Strom wurde dann  
an die Stadtwerke verkauft.
Nach einer Betriebsprüfung versagte das Finanzamt 
der Grundstücksgesellschaft die erweiterte gewerbe
steuerliche Kürzung, nach der die Gewinne aus 
Grundstücksgeschäften nicht der Gewerbesteuer 
unterworfen werden. Die Begründung: Der Grund
besitz diene zum Teil dem Gewerbebetrieb eines 
Gesellschafters. Das sei für die erweiterte Kürzung 
schädlich. Denn durch die PV-Anlage würden 
gewerbliche und keine Vermietungseinkünfte erzielt, 
da die W-GbR den Strom selbst produziere.

Der Antrag auf Aussetzung der Vollziehung der 
Gewerbesteuermessbescheide vor dem FG war un
begründet. Die erweiterte Gewerbesteuerkürzung 
kann nur beantragt und gewährt werden, wenn 
ausschließlich eigener Grundbesitz oder eigenes 
Kapitalvermögen verwaltet und genutzt wird. Das  
ist jedoch nicht der Fall, wenn der Grundbesitz 
ganz oder teilweise dem Gewerbebetrieb eines 
Gesellschafters dient. Im Streitfall diente er teil
weise der W-GbR, an der zwei Gesellschafter der 
Antragstellerin beteiligt waren, zur Erzielung von 
Einkünften aus Gewerbebetrieb (PV-Anlage).
Entgegen der Ansicht der Antragstellerin liegt keine 
bloße Nutzungsüberlassung der PV-Anlage an 
die Stadtwerke vor, da den Stadtwerken nicht die  
Anlage, sondern nur der erzeugte Strom überlassen 
wurde.

Quelle: FG Münster, Beschl. v. 07.06.2024 - 14 V 508/24 G
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Ab dem 01.01.2025 wird in Deutschland die 
E-Rechnung für alle inländischen B2B-Umsätze 
Pflicht. Diese Verpflichtung ergibt sich aus dem 
Wachstumschancengesetz vom 27.03.2024 und 
orientiert sich an der europäischen Norm EN 16931. 
Im Vergleich zu Papierrechnungen oder Rech
nungen in digitalen Formaten wie PDF ermöglicht  
die E-Rechnung eine automatisierte Weiterverar
beitung, für welche sie in einem standardisierten 
Datenformat erstellt und übermittelt wird.
Ab Januar 2025 müssen Unternehmen in Deutsch
land E-Rechnungen empfangen können. Die Pflicht 
zur Ausstellung und Übermittlung von E-Rechnungen 
tritt stufenweise in Kraft: Ab dem 01.01.2027 gilt sie 
für Unternehmen mit einem Vorjahresumsatz von 
mehr als 800.000 EUR und ab dem 01.01.2028  
dann für alle inländischen Unternehmen.
In der Übergangszeit bis Ende 2026 dürfen Unter
nehmen Rechnungen auch weiterhin in anderen  
Formaten, wie auf Papier oder als PDF, ausstellen.  
Von der E-Rechnungspflicht ausgenommen sind 

Rechnungen über steuerfreie Leistungen, Klein
betragsrechnungen bis 250 EUR und Fahrausweise. 
Auch Umsätze an private Endverbraucher und nicht 
innerdeutsche B2B-Umsätze sind vorerst nicht von 
der E-Rechnungspflicht betroffen.
Unternehmen müssen für den Empfang von 
E-Rechnungen über ein entsprechendes technisches 
System verfügen, das die Daten verarbeiten kann. 
Die E-Rechnungen müssen gemäß den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Führung und Aufbewahrung von 
Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektro
nischer Form unverändert aufbewahrt werden.

Hinweis: 
Die E-Rechnung bringt nicht nur Neuerungen für 
Unternehmen, sondern soll auch die Verarbeitung 
von Rechnungen effizienter gestalten. Weitere Details 
werden in einem noch ausstehenden Schreiben des 
Bundesfinanzministerium erläutert.

Quelle: BayLfSt, Online-Meldung v. 09.08.2024

Fristen und Termine: Was Unternehmer zur E-Rechnung wissen sollten

Ab dem 01.01.2025 müssen Unternehmen in 
Deutschland elektronische Rechnungen (E-Rech
nungen) ausstellen, wenn sie gegenüber anderen 
Unternehmen (z. B. Einzelhandel, Gewerbebetriebe, 
gemeinnützige Einrichtungen) Waren verkaufen oder 
Dienstleistungen erbringen.

Hinweis: 
E-Rechnungen sind digitale Rechnungen, die in  
einem speziellen computerlesbaren Format vor
liegen, damit sie leicht verarbeitet werden können.

Diese neue Regelung gilt auch für gemeinnützige 
Vereine, sofern sie Dienstleistungen an andere 
Unternehmen erbringen oder ihnen Produkte ver
kaufen. Auch wenn ein Verein bei der Umsatzsteuer 
die Kleinunternehmerregelung gewählt hat, gilt die 
Pflicht zur E-Rechnung. Das bedeutet, dass E-Rech
nungen in allen Bereichen eines Vereins (auch  
Sphären genannt) erstellt werden müssen, in denen 
Waren oder Dienstleistungen verkauft werden. 
Betroffen sein können somit die Sphären der Zweck
betriebe, der Vermögensverwaltung oder der steuer
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe.

Allerdings gibt es Übergangsfristen: Wenn der Verein 
im jeweiligen Vorjahr weniger als 800.000 EUR 
Umsatz erzielt hat, dürfen bis Ende 2027 weiter
hin Papier- oder (mit Zustimmung des Leistungs
empfängers) einfache digitale Rechnungen aus
gestellt werden. Für Kleinbetragsrechnungen bis  
250 EUR gibt es zudem eine freiwillige Ausnahme  
von der Pflicht.
Vereine sollten sich in jedem Fall darauf vorbereiten,  
ab dem 01.01.2025 E-Rechnungen empfangen zu 
können (gegebenenfalls als Anhang einer E-Mail),  
die den Sphären Zweckbetrieb, Vermögensver
waltung und steuerpflichtiger wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb zugeordnet werden können. Für 
den Empfang von E-Rechnungen ist nämlich keine 
Übergangsfrist vorgesehen. Um weitere Fragen zu 
klären, wird das Bundesministerium der Finanzen 
voraussichtlich ein offizielles Schreiben mit den 
Details veröffentlichen.

Quelle: FinMin Mecklenburg-Vorpommern, Pressetext v. 16.08.2024

Pflicht ab 01.01.2025: Gerüstet für den Empfang von E-Rechnungen
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2.7 Lohnsteuer: Ist die Übernahme von ausländischen Pensionsbeiträgen lohnsteuerpflichtig?

Die Arbeitswelt wird immer dynamischer. Dazu  
gehört auch, dass Beschäftigte deutscher Unter
nehmen oder Konzerne dauerhaft oder zeitweise 
im Ausland tätig sind. Sofern ihre Tätigkeit dann 
für eine ausländische Gesellschaft erfolgt, müssen 
die Kosten an diese weiterbelastet werden. Aber wie  
sind eigentlich die weiterbelasteten Kosten zu be
handeln? Sind sie der Lohnsteuer zu unterwerfen? 
Das Finanzgericht Hamburg (FG) musste hierzu 
urteilen.
Die Klägerin ist ein weltweit tätiger Konzern, der 
seinen Arbeitnehmern eine betriebliche Alters
vorsorge über einen Pensionsfond anbietet. Die 
Arbeitnehmer nehmen das Angebot in der Regel zu 
Beginn des Arbeitsverhältnisses an. Sie erwerben 
Pensionsansprüche in dem Land, in dem ihr Arbeit
geber seinen Sitz hat. Der Arbeitgeber zahlt die 

Beiträge. Die Arbeitnehmer werden häufig auch in 
anderen Ländern des Konzerns eingesetzt. So waren 
von Januar 2012 bis Dezember 2015 ausländische 
Arbeitnehmer bei der Klägerin beschäftigt.
Es wurde vereinbart, dass diese Arbeitnehmer Mit
glieder ihres jeweiligen ausländischen Pensions
fonds bleiben. Die Beiträge wurden weiterhin durch 
die ausländischen Gesellschaften entrichtet und 
konzernintern der Klägerin weiterbelastet. Eine Aus
zahlung an die Arbeitnehmer erfolgte nicht und 
die Klägerin nahm keinen Lohnsteuerabzug vor. 
Nach einer Lohnsteuer-Außenprüfung kam das 
Finanzamt zu dem Ergebnis, es handle sich um 
lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn, und nahm die 
Klägerin in Haftung.
Die Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Der 
Haftungsbescheid ist rechtmäßig. Die Voraus

Selbständige aufgepasst: Vergabe der Wirtschafts-Identifikationsnummer startet in Kürze

Bereits zum 01.07.2007 wurde in Deutschland 
die steuerliche Identifikationsnummer eingeführt. 
Jeder in Deutschland gemeldete Bürger bekommt 
seitdem eine persönliche, elfstellige Nummer 
vom Bundeszentralamt für Steuern zugeteilt. Die 
Nummer ist lebenslang gültig und ermöglicht den 
Finanzbehörden eine eindeutige Identifizierung  
der Person. Nun folgt der nächste Schritt: Zum 
01.11.2024 wird die Wirtschafts-Identifikations
nummer eingeführt. Jeder Selbständige, jede 
juristische Person und jede Personenvereinigung 
bekommt nun dieses neue Zuordnungsmerkmal,  
das aus den Buchstaben "DE" und neun Ziffern 
besteht.

Hinweis: 
Sind natürliche Personen wirtschaftlich tätig, erhalten 
sie die Wirtschafts-Identifikationsnummer zusätz
lich zu ihrer steuerlichen Identifikationsnummer,  
so dass der betriebliche Bereich eindeutig von der 
privaten Sphäre abgegrenzt werden kann.

Die initiale Vergabe und die Mitteilung an die wirt
schaftlich tätigen Personen bzw. Personenvereini
gungen erfolgt in mehreren Stufen und soll 2026 
abgeschlossen sein. Ein Antrag muss hierfür nicht 
gestellt werden. Die Wirtschafts  Identifikationsnum
mer bleibt für die Dauer der gesamten wirtschaft
lichen Tätigkeit bestehen und ändert sich nicht.  
Dies gilt auch bei Adress- oder Namensänderungen.

Bei wirtschaftlich Tätigen, denen bereits vor der 
Einführung der Wirtschafts-Identifikationsnummer 
eine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer zugeteilt 
wurde, erfolgt keine gesonderte Mitteilung der 
Wirtschafts-Identifikationsnummer. Vielmehr werden 
sie durch eine auch im Bundessteuerblatt veröf
fentlichte Mitteilung darüber informiert, dass ihre 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer zugleich als 
Wirtschafts-Identifikationsnummer zu verwenden ist. 
Eine individuelle Mitteilung der zugeteilten Wirt
schafts-Identifikationsnummer erübrigt sich, da die 
Wirtschafts-Identifikationsnummer mit der bereits 
bekannten Umsatzsteuer-Identifikationsnummer im 
Aufbau identisch ist.
Für wirtschaftlich Tätige ohne Umsatzsteuer-Identi
fikationsnummer, die bereits umsatzsteuerlich erfasst 
oder als Kleinunternehmer tätig sind, erfolgt die 
elektronische Mitteilung der Wirtschafts-Identifika
tionsnummer voraussichtlich ab November 2024. 
Der wirtschaftlich Tätige ohne Berater muss hierfür 
über ein Elster-Benutzerkonto verfügen. Hat er einen 
steuerlichen Berater mit entsprechender Bekannt
gabevollmacht, so erfolgt die Mitteilung an den 
steuerlichen Vertreter. Die Finanzverwaltung stellt den 
Softwareanbietern eine Schnittstelle zur Verfügung, 
so dass die steuerlichen Berater die Wirtschafts-
Identifikationsnummer über ihre Kanzleisoftware 
abrufen können.

Quelle: BMF, Pressemitteilung v. 21.08.2024
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setzungen für die Pauschalierung liegen nicht vor. 
Die Zuwendung darf nicht in Geld bestehen. Die 
streitigen Zahlungen an die ausländischen Pensions
fonds stellen Barlohn dar. Eine Auszahlung an die 
Arbeitnehmer erfolgte nicht. Die Beiträge wurden 
direkt von der Heimatgesellschaft an die Pensions
fonds geleistet und dann der Klägerin weiterbelastet.
Darin liegt kein Sachbezug.
Den jeweiligen Arbeitnehmern wird bei Eintritt einer 
der abgesicherten biometrischen Risiken zwar ein 
unmittelbarer Anspruch gegen den Pensionsfonds 

eingeräumt. Dieses Recht ist aber nicht auf einen 
Sachbezug in Form von Dienstleistungen oder  
der Übereignung von Sachen gerichtet, sondern  
auf Geldleistungen in Form von Altersrenten, 
Invaliditätsrenten, Renten an Hinterbliebene oder  
gegebenenfalls Kapitalauszahlungen unter bestimm
ten  Bedingungen.

Quelle: FG Hamburg, Urt. v. 14.03.2024 - 6 K 109/20, Rev. (BFH: 

VI R 13/24)

Wer in der Nähe der deutschen Außengrenze lebt, 
kann sich mitunter aussuchen, ob er im Inland oder 
im Ausland arbeiten möchte. Letzteres ist unter 
Umständen steuerlich nicht so einfach. Um eine 
Doppelbesteuerung zu vermeiden, hat Deutschland 
mit seinen Nachbarländern Doppelbesteuerungs
abkommen geschlossen, die dann regeln, welches 
Land besteuern darf.
Im Streitfall war ein Arbeitnehmer aus der Schweiz 
in Deutschland tätig und wurde später freigestellt. 
Mit der Schweiz gibt es die besondere Regelung 
der Nichtrückkehrtage, wonach der Tätigkeitsstaat 
Steuern einbehalten kann, wenn der Arbeitnehmer 
an mindestens 60 Tagen im Jahr nicht zu seinem 
Wohnsitz zurückkehrt. Das Finanzgericht München 
(FG) musste entscheiden, ob Deutschland Steuern 
einbehalten durfte.
Der Kläger hatte seit 2016 einen Wohnsitz in der 
Schweiz. In Deutschland war er beschränkt steuer
pflichtig. Er erzielte Vermietungseinkünfte und Ein
künfte als Arbeitnehmer in Deutschland. Sein Ar
beitsverhältnis wurde im Mai 2018 zum 31.12.2018 
aufgehoben. Unter Fortzahlung der Bezüge wurde  
der Kläger freigestellt. Im Jahr 2019 erhielt er 
einen Bonus für 2018 und eine Abfindung. Im Jahr 
2020 veranlagte das Finanzamt für 2018 nur die 
Vermietungseinkünfte.

Der Kläger beantragte die Erstattung der in Deutsch
land gezahlten Lohnsteuer. Er gab 35 Arbeitstage 
als Tage ohne Rückkehr in die Schweiz an. Nach  
Ansicht des Finanzamts hatte er zwar die jährliche 
Grenze von 60 Nichtrückkehrtagen nicht über
schritten, allerdings seien diese aufgrund der Frei
stellung zu kürzen, so dass sich im Streitfall eine 
Grenze von 22 Nichtrückkehrtagen ergebe.
Die Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Es liegt 
kein Erstattungsanspruch des Klägers vor. Die Lohn
steuer wurde vom Arbeitgeber zutreffend abgeführt. 
Der Arbeitslohn des Klägers gehörte zu den Ein
künften aus nichtselbständiger Arbeit. Mit diesen 
war er im Jahr 2018 beschränkt steuerpflichtig in 
Deutschland. Ein Lohnsteuerabzug wurde auch nicht 
durch die Grenzgängerregelung mit der Schweiz 
ausgeschlossen.
Das Finanzamt hatte die Anzahl der Nichtrückkehr
tage zutreffend mit 22 Tagen ermittelt, so dass der 
Kläger diese Grenze mit 35 Nichtrückkehrtagen über
schritten hatte. Das Besteuerungsrecht steht somit 
Deutschland zu. Dies gilt für das gesamte Jahr – also 
vor und in der Freistellungsphase. Daher sind die 
Lohnsteuer und der Solidaritätszuschlag nicht zu 
erstatten.

Quelle: FG München, Urt. v. 15.03.2024 - 8 K 883/23, Rev. (BFH: 

VI R 12/24)

Nichtselbständige Tätigkeit: Besteuerung eines Grenzgängers während der Freistellung 

Im Juli 2024 hat die Bundesregierung eine Reform 
der Steuerklassen auf den Weg gebracht. Der Ge
setzesentwurf sieht vor, dass die Steuerklassen III 
und V künftig abgeschafft werden. Für Paare soll 
ab dem Jahr 2030 automatisch Steuerklasse IV mit 
einem sogenannten Faktor gelten. Das heißt, der 

Steuerabzug wird an die individuelle Einkommens
situation des Paares angepasst: Das Finanzamt 
errechnet die Einkommensverteilung des Paares, 
stellt Freibeträge fest und verteilt diese auf die  
beiden Steuerzahler.

Geplanter Wegfall der Steuerklassen III und V: Deutliche Beschäftigungsanreize erwartet
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Immer mehr Unternehmen bieten ihrer Belegschaft 
die Möglichkeit, ein E-Bike oder auch ein anderes 
Fahrrad per Gehaltsumwandlung zu leasen, aber 
Achtung: Dadurch kann sich die Höhe der späteren 
Rente verringern. Ein mögliches Szenario: Ein Arbeit
nehmer sucht sich ein Fahrrad im Fachhandel aus. 
Sein Arbeitgeber wird Leasingnehmer und die beiden 
vereinbaren eine Barlohnumwandlung. Dabei wird 
der Barlohn in einen Sachwert umgewandelt. Das 
heißt: Der Arbeitnehmer verzichtet auf einen Teil 
seines Gehalts, und zwar in Höhe der Leasingrate, 
abzüglich eines etwaigen Arbeitgeberzuschusses. 
Die monatliche Leasingrate wird dadurch direkt von 
seinem Bruttogehalt abgezogen, also noch bevor 
Steuern und Sozialabgaben fällig werden.

Hinweis: 
Die private Nutzung des Fahrrads muss als geldwerter 
Vorteil versteuert werden.

Die Leasingrate für ein Fahrrad per Gehaltsumwand
lung zu zahlen, hat einen Haken: Da die Rate vor 
Steuern und Sozialabgaben abgezogen wird, senkt 
sie das Bruttogehalt, aus dem sich unter anderem 
die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 

errechnen. Ein niedrigeres Bruttogehalt bedeutet 
indes niedrigere Beiträge an die Rentenkasse – und 
dies wiederum führt später zu einem niedrigeren 
Rentenanspruch.
Viele Fahrradleasing-Anbieter betonen zwar, dass die 
späteren Einbußen bei der Rente durch die Erspar
nis beim Fahrradleasing per Gehaltsumwandlung 
mindestens ausgeglichen würden. Allerdings lässt 
sich das pauschal so nicht sagen. Hinzu kommt: 
Wenn die Leasingrate das Bruttogehalt senkt, ver
ringern sich natürlich nicht nur die Beiträge an die 
Rentenkasse, sondern auch Sozialleistungen wie 
Kurzarbeitergeld, Krankengeld und Arbeitslosengeld, 
deren Höhe sich prozentual am Bruttoeinkommen 
bemisst.

Beispiel: 
Ein kinderloser Arbeitnehmer mit Steuerklasse I und 
einem monatlichen Bruttogehalt von 3.500 EUR 
entscheidet sich für ein E-Bike-Leasing. Sein Brutto
gehalt reduziert sich im Rahmen der Gehaltsum
wandlung für die Leasingrate um rund 100 EUR. 
Dadurch zahlt er monatlich rund 9 EUR weniger in 
die gesetzliche Rentenversicherung ein. Bei einer 
Leasingdauer von 36 Monaten summiert sich das 

Fallstrick bei Gehaltsumwandlung: Fahrradleasing kann die Rente schmälern

Der "erdrückende" Steuerabzug in Steuerklasse V 
gehört damit der Vergangenheit an. Die Jahres
steuerlast ändert sich für die Paare durch die  
Reform zwar nicht, Nachzahlungen werden aber 
seltener, da die Vorauszahlungen über den Lohn
steuereinbehalt passgenauer errechnet werden.
Das Ifo-Institut (Leibniz-Institut für Wirtschaftsfor
schung an der Universität München e. V.) erwartet, 
dass die Steuerklassenreform bundesweit einen Be
schäftigungsgewinn von 67.000 Vollzeitkräften aus
löst. Durch Fehlanreize, welche durch den hohen 
Steuerabzug in Steuerklasse V (besonders häufig für 
Frauen) geschaffen wurden, liegen bislang erhebliche 
Erwerbspotenziale brach.

Hinweis: 
Ein Übergang vom Ehegattensplitting zu einem 
Familiensplitting würde nach Berechnungen des 
Instituts in Deutschland zudem ein Beschäftigungs-
Plus von etwa 200.000 Vollzeitstellen auslösen, 
ein Ende der beitragsfreien Mitversicherung von 
Ehegatten in der gesetzlichen Kranken- und Pflege- 
versicherung würde 150.000 Vollzeitkräfte in die 
Beschäftigung bringen.

Höhere Rentenabschläge bei Frührentnern 
würden ein Beschäftigungsplus von umgerechnet 
180.000 Vollzeitkräften bewirken. Laut Ifo-Institut 
ist für jeden Monat des vorzeitigen Rentenbeginns 
ein Rentenabschlag von 0,5 % versicherungs
mathematisch gerechtfertigt. Derzeit werden nur  
0,3 % abgezogen.
Das Institut fordert, dass Erwerbstätigkeit durch 
das Steuer- und Sozialsystem konsequenter be
lohnt wird und hat errechnet, dass eine ausge
baute Kinderbetreuung mit 400.000 zusätzlichen 
Betreuungsplätzen ein Beschäftigungs-Plus von 
58.000 Vollzeitstellen auslösen würde. Der Effekt 
ließe sich noch steigern, wenn die Betreuungsplätze 
vornehmlich in Mangelregionen geschaffen würden. 
Laut Ifo-Institut sind dies vor allem die Großstädte in 
Westdeutschland.

Quelle: Ifo-Institut (Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an 

der Universität München), Pressemitteilung v. 16.08.2024
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Steckersolargeräte: Anhebung der Einspeiseleistung ab Mai 2024 und Anpassung des UStAE

Am 15.08.2024 hat das Bundesfinanzministerium 
(BMF) ein Schreiben zur Anwendung des Null
steuersatzes für Steckersolargeräte veröffentlicht. 
Dieses Schreiben passt die Regelungen des Um
satzsteuer-Anwendungserlasses (UStAE) an die 
neuesten gesetzlichen Vorgaben an. Die wesentlichen 
Änderungen betreffen insbesondere die zulässige 
maximale Einspeiseleistung von Steckersolargeräten 
und deren steuerliche Behandlung.
Zum 16.05.2024 wurde die maximal zulässige  Ein
speiseleistung für Steckersolargeräte von bisher 
600 Watt auf 800 Voltampere angehoben. Diese 
Anpassung resultiert aus dem "Gesetz zur Ände
rung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und wei
terer energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften zur 

Steigerung des Ausbaus photovoltaischer Energie
erzeugung" vom 08.05.2024. Die Anhebung der 
maximalen Einspeiseleistung zielt darauf ab, den 
Ausbau der photovoltaischen Energieerzeugung zu 
fördern und die Nutzung von Steckersolargeräten 
weiter zu erleichtern.

Hinweis: 
Infolge der Gesetzesänderung wurde der UStAE 
entsprechend geändert. Die Angabe "600 Watt" wurde 
durch die Angabe "800 Voltampere" ersetzt. Die 
neuen Grundsätze gelten für alle ab dem 16.05.2024 
getätigten Umsätze.

Quelle: BMF-Schreiben v. 15.08.2024 - III C 2 - S 7220/22/10002 :017

Investmentsteuergesetz 2004: Besteuerung ausländischer Investmentfonds ist unionsrechtswidrig 

Ein ausländischer Investmentfonds, der unter der 
Geltung des Investmentsteuergesetzes 2004 (InvStG 
2004) mit Kapitalertragsteuer belastete Dividenden 
inländischer Aktiengesellschaften bezogen hat, hat 
nach dem Unionsrecht im Grundsatz einen Anspruch 
auf Erstattung dieser Steuer. Dies geht aus einem 
neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) hervor.

Hinweis: 
Die Entscheidung ist von beträchtlicher finanzieller 
Tragweite, da zahlreiche ausländische Fonds ver
gleichbare Erstattungsanträge gestellt haben. Nach 
Schätzungen des Bundesrechnungshofs belaufen  
sich diese auf eine Gesamtsumme im Milliarden
bereich.

Im zugrunde liegenden Fall hatte ein französischer 
Investmentfonds in mehreren Jahren Dividenden 
inländischer Aktiengesellschaften bezogen. Auf 
diese Einkünfte war jeweils Kapitalertragsteuer ein
behalten und an die deutschen Finanzbehörden 
abgeführt worden. Der Fonds beantragte später die 
Erstattung dieser Steuern. Zur Begründung führte 
er an, dass ein inländischer Fonds steuerbefreit 
sei und keine Kapitalertragsteuer anfalle. Die im 
deutschen Investmentsteuerrecht angelegte Un
gleichbehandlung zwischen einem in- und einem 
ausländischen Fonds sei nicht zu rechtfertigen. Das 
zunächst angerufene Finanzgericht folgte dieser 
Argumentation nicht und wies die Klage ab.
Der BFH sah die Sache jedoch anders. Auf der 
Grundlage der Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union (EuGH) müssen nach Ansicht 

auf 324 EUR. Laut Deutscher Rentenversicherung 
verringert sich dadurch die spätere Rente um rund  
3 EUR monatlich.
Je teurer das Fahrrad und je geringer der Arbeit
geberzuschuss, desto niedriger fallen die Beiträge 
in die Rentenversicherung aus, und wer nach den  
drei Jahren Laufzeit erneut ein Fahrrad least, muss 
bei der späteren Rentenhöhe weitere Einbußen hin
nehmen.
Es gibt jedoch eine Ausweichgestaltung: Der Arbeit
geber kauft oder least ein Rad auf eigene Kosten 
und stellt dieses dem Mitarbeiter als Gehaltsextra 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 

zur Verfügung. In diesem Fall bleibt das Bruttogehalt 
unverändert – es ergeben sich also keine Nachteile 
hinsichtlich der späteren gesetzlichen Rente sowie 
weiterer Sozialleistungen. Weiterer Vorteil dieser 
Variante: Arbeitnehmer müssen das Rad in solchen 
Fällen nicht als geldwerten Vorteil versteuern. 
Jedenfalls, solange es sich um ein Rad ohne Elektro
motor oder ein E-Bike mit einem maximal 250 Watt 
starken Motor handelt, der das Fahrzeug auf eine 
Geschwindigkeit von höchstens 25 km/h begrenzt.

Quelle: Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V. (VLH), Pressemitteilung v. 

26.08.2024
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Widerruf eines Verbraucherdarlehens: Von der Bank gezahlte Nutzungsentschädigung bleibt unbesteuert

Gute Nachrichten für Kreditnehmer: Wird ein Ver
braucherdarlehensvertrag von ihnen widerrufen und 
von der Bank rückabgewickelt, unterliegt der von 
der Bank gezahlte Nutzungsersatz nicht der Ein

kommensteuer. Dies geht aus einem neuen Urteil  
des Bundesfinanzhofs (BFH) hervor.
Geklagt hatten Eheleute, die ihre Darlehen zur Finan
zierung ihrer selbstgenutzten Wohnimmobilie nach 

Der Referentenentwurf für ein Zweites Zukunfts
finanzierungsgesetz (ZuFinG II), veröffentlicht am 
27.08.2024, stellt eine bedeutende Weiterentwick
lung der deutschen Wachstumsinitiative dar, die  
darauf abzielt, die Wettbewerbsfähigkeit und Attrak
tivität des Finanzstandorts Deutschland zu stärken. 
Der Entwurf umfasst mehr als 200 Seiten und 
zielt insbesondere darauf ab, die steuerlichen und 
regulatorischen Rahmenbedingungen für Investi
tionen in Venture Capital (VC) und erneuerbare 
Energien zu verbessern.
Ein zentrales Element des Entwurfs ist die An
passung des Investmentsteuerrechts. Hierbei wird  
klargestellt, dass Investitionen von Investment
fonds in gewerblich tätige Personengesellschaften  
die steuerliche Qualifikation dieser Fonds nicht 
gefährden. Zudem sollen Erträge aus Investitionen  
in erneuerbare Energien von der Gewerbesteuer  
befreit werden. Diese Maßnahmen zielen darauf ab, 
die Investitionstätigkeit in Infrastruktur- und Energie
projekte zu fördern und eine Gleichstellung der  
Fonds mit Direktinvestitionen zu erreichen.
Ein weiteres Ziel des ZuFinG II ist die Erleichterung 
des Kapitalmarktzugangs für Unternehmen, insbe
sondere durch die Einführung englischsprachiger 
Wertpapierprospekte und die Möglichkeit, Aktien mit 
einem geringeren Nennwert als 1 EUR auszugeben. 

Diese Maßnahmen sollen die Aktienkultur fördern 
und den Börsengang als Exit-Option für VC-Fonds 
attraktiver machen.
Im Bereich des Arbeitsrechts sieht der Entwurf eine 
Lockerung des Kündigungsschutzes für Spitzen
verdiener im Finanzsektor vor. Diese sollen künftig 
wie leitende Angestellte behandelt werden, um 
die Flexibilität der Arbeitsbedingungen in dieser 
Branche zu erhöhen. Zudem werden verschiedene 
EU-rechtliche Vorgaben – wie der Listing Act und  
der MiFiR-Review – in nationales Recht umgesetzt, 
um die Kapitalmarktunion zu vertiefen und den 
Finanzstandort Deutschland international wettbe
werbsfähiger zu machen.

Hinweis: 
Der Entwurf wurde an die Länder und Verbände zur 
Stellungnahme übersandt. Das Gesetz soll voraus
sichtlich im zweiten Quartal 2025 in Kraft treten. Die 
Umsetzung des ZuFinG II gilt als entscheidender 
Schritt, um den Finanzstandort Deutschland zu 
stärken und den Übergang zu einer nachhaltigeren 
Wirtschaft zu unterstützen.

Quelle: BMF, Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zur 

Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen (Zweites 

Zukunftsfinanzierungsgesetz - ZuFinG II) v. 27.08.2024

Zukunftsfinanzierungsgesetz II: Neue Impulse für Investitionen und Kapitalmärkte

der Bundesrichter auch einem ausländischen Fonds 
die (in § 11 InvStG 2004) geregelten Steuerver
günstigungen zugestanden werden. Da inländische 
Fonds im Ergebnis keine Steuer auf die von ihnen 
erzielten Dividenden zu zahlen haben, dürfen aus
ländische Fonds nicht schlechter behandelt werden. 
Ansonsten wäre die im Unionsrecht verbürgte  
Freiheit des Kapitalverkehrs verletzt.
Dass nach den deutschen Gesetzesregelungen die 
Besteuerung bei den Anlegern des steuerbefreiten 
inländischen Fonds "nachgeholt" wird, während diese 
Folge am Sitz des klagenden Fonds nicht sicherge
stellt war, ist nach Auffassung des BFH im Ergebnis 
unbeachtlich. Die bei der Ausschüttung an den 

ausländischen Fonds angefallene Kapitalertragsteuer 
muss daher an diesen zurückerstattet werden. 
Auch dies ist Folge der Rechtsprechung des EuGH. 
Außerdem ist der Erstattungsanspruch im Grund
satz mit 6 % pro Jahr zu verzinsen.

Hinweis: 
Der Gesetzgeber hat das InvStG mittlerweile mit 
Wirkung zum 01.01.2018 reformiert. Seitdem werden 
sowohl inländische als auch ausländische Fonds ein
heitlich mit Kapitalertragsteuer belastet.

Quelle: BFH, Urt. v. 13.03.2024 - I R 1/20

2.13

2.14
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2.15 Aussetzungszinsen: Zinssatz von 6 % pro Jahr als verfassungswidrig eingestuft

Wenn Steuerzahler Einspruch beim Finanzamt ein
legen oder Klage vor dem Finanzgericht erheben, 
müssen sie die strittige Steuer zunächst einmal 
zahlen, da diese beiden Rechtsmittel keine auf
schiebende Wirkung entfalten. Wer nicht zahlen will, 
kann aber einen Antrag auf Aussetzung der Voll
ziehung (AdV) stellen, so dass er die Steuerschuld 
zunächst nicht begleichen muss, sofern ernstliche 
Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angefochtenen 
Bescheids bestehen (summarische Prüfung). Bleiben 
Einspruch oder Klage nach bewilligter AdV aber 
endgültig erfolglos, müssen neben der ausgesetzten 
Steuer auch Aussetzungszinsen von 6 % pro Jahr 
gezahlt werden.

Hinweis: 
Für Erstattungs- und Nachzahlungszinsen hat das 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) bereits im Jahr 
2021 entschieden, dass ein sechsprozentiger Zins
satz ab dem Jahr 2014 verfassungswidrig ist. Für 
Verzinsungszeiträume ab 2019 wurde dem Steuer
gesetzgeber vom BVerfG auferlegt, eine verfassungs
gemäße Neuregelung zu schaffen. Nach der mittler
weile erfolgten gesetzlichen Anpassung wurde der 
Zinssatz für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen 
auf 0,15 % pro Monat (das heißt 1,8 % pro Jahr) 
abgesenkt.

Nun hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, 
dass auch der AdV-Zinssatz von 6 % pro Jahr mit 
dem Grundgesetz unvereinbar ist. Das Gericht rief 
in dieser Frage deshalb nun ebenfalls das BVerfG 
an. Zugrunde lag dem BFH-Beschluss der Fall eines 
Klägers, der Aussetzungszinsen für den Zeitraum 
vom 01.01.2019 bis 15.04.2021 zahlen sollte. Der 
BFH erklärte, dass es zumindest in einer anhaltenden 
strukturellen Niedrigzinsphase nicht mehr erforder
lich sei, einen Zinssatz von 6 % anzusetzen, um 
den durch eine spätere Zahlung erzielbaren Liquidi
tätsvorteil abzuschöpfen. Weiter verwies der BFH auf 
die Ungleichbehandlung, die nun im Hinblick auf 
Erstattungs- und Nachzahlungszinsen bestehe.

Hinweis: 
Es bleibt abzuwarten, wie sich das BVerfG in dieser 
Frage positionieren wird. Steuerzahler, die sechs
prozentige Aussetzungszinsen zahlen sollen, können 
dagegen Einspruch einlegen und unter Hinweis auf 
den anhängigen Musterprozess ein Ruhen ihres 
Verfahrens erwirken.

Quelle: BFH, Beschl. v. 08.05.2024 - VIII R 9/23

14-jähriger Laufzeit unter Hinweis auf eine fehlerhafte 
Widerrufsbelehrung in den Verträgen widerrufen 
hatten. Vor dem Landgericht schlossen sie mit ihrer 
Bank einen Vergleich, nach dem sie noch offene Dar
lehensbeträge ohne Vorfälligkeitsentschädigung an 
die Bank zurückzahlen durften und die Bank ihnen 
einen Nutzungsersatz zahlte. Unklar war, ob diese 
Zahlung den Verzicht auf die Rechte aus dem 
Darlehenswiderruf abgegolten hatte (entgeltlicher 
Rechtsverzicht) oder ob sie ein Nutzungsersatz 
für die von den Eheleuten bislang rechtsgrundlos 
erbrachten Zins- und Tilgungsleistungen war.
Das Finanzamt besteuerte die Zahlung der Bank bei 
den Eheleuten als Einkünfte aus Kapitalvermögen,  
der BFH wandte den Steuerzugriff nun jedoch ab.  
Nach Gerichtsmeinung liegen keine steuerbaren Ein
künfte aus Kapitalvermögen vor. Sollte die Zahlung 
eine Entschädigung für einen Rechtsverzicht dar
stellen, der im Rahmen eines Vergleichs zur einver
nehmlichen Beendigung eines Zivilrechtsstreits 

vereinbart wurde, so führt sie nicht zu steuerbaren 
Einkünften, da sie nicht das Ergebnis einer Erwerbs
tätigkeit war.
Auch bei Einordnung der Zahlung als Nutzungs
ersatzleistung im Rahmen einer reinen Abwicklung 
der Darlehensverträge liegen keine steuerbaren 
Kapitalerträge vor, da die reine Rückabwicklung eines 
Darlehensvertrags im Rahmen eines Rückgewähr
schuldverhältnisses nach der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung keine steuerbare erwerbsgerichtete 
Tätigkeit ist.

Hinweis: 
Nach Ansicht des BFH lagen auch keine sonstigen 
Einkünfte vor, da es an einer auf Einkünfteerzielung 
gerichteten Tätigkeit bzw. einem Leistungsaustausch 
in der Erwerbssphäre fehlte.

Quelle: BFH, Urt. v. 22.05.2024 - VIII R 3/22, NV
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Statistik 2023: Über zwei Drittel der Einsprüche waren erfolgreich

Nach einer neuen Statistik des Bundesministeriums 
der Finanzen (BMF) haben Steuerzahler im  
Jahr 2023 insgesamt 9.932.766 Einsprüche bei den 
Finanzämtern eingelegt. Zusammen mit den noch 
unerledigten Einsprüchen aus den Vorjahren hatten 
die Finanzämter damit über 12,23 Millionen Ein
sprüche zu bearbeiten.

Hinweis: 
Gegenüber dem Jahr 2022 hat sich die Zahl der 
eingegangenen Einsprüche im Jahr 2023 um beacht
liche 233,5 % gesteigert, da 2023 eine Flut von Ein
sprüchen allein aufgrund der Grundsteuerreform 
eingegangen war.

In mehr als zwei Drittel der Fälle (68,8 %) waren die 
Steuerzahler 2023 mit ihrem Einspruch erfolgreich, 
so dass die Bescheide zu ihren Gunsten geändert 
wurden. Tatsächlich erfolglos oder zumindest teil
weise erfolglos sind nach der Statistik nur 12,1 % der 
Einsprüche geblieben. In diesen Fällen wurde über 
die Einsprüche durch (Teil-)Einspruchsentscheidung 
ganz oder teilweise abschlägig entschieden. 18,5 % 
der erledigten Einsprüche wurden von den Ein
spruchsführern zudem selbst wieder zurück
genommen.

Hinweis: 
Die hohe Erfolgsquote bei den Einsprüchen zeigt, 
dass es sich durchaus lohnen kann, Einspruch gegen 
den eigenen Steuerbescheid einzulegen. In die 
Statistik fallen aber auch solche Einspruchserfolge, 
die dadurch entstehen, dass der Steuerzahler per 
Einspruch beispielsweise eigene Fehler korrigiert und 
vergessene absetzbare Kosten nacherklärt.

Steuerzahler sollten ihre Steuerbescheide stets zeit
nah nach Bescheiderhalt auf Richtigkeit prüfen, denn 

Einsprüche müssen innerhalb eines Monats nach 
Erhalt des Bescheids schriftlich beim jeweils zu
ständigen Finanzamt eingehen; sie können auch 
elektronisch über das Elster-Portal eingelegt werden. 
Auch eine einfache E-Mail wird von den Finanz
ämtern akzeptiert. Die Einspruchsfrist wird durch  
die Bekanntgabe des Steuerbescheids in Gang 
gesetzt.
Geht der Bescheid – wie üblich – mit einfacher 
Post zu, gilt der Brief am dritten Tag nach dem 
aufgedruckten Bescheiddatum als bekanntgegeben, 
so dass die Frist ab dem vierten Tag läuft. Fällt das 
Datum der Bekanntgabe auf einen Feiertag oder ein 
Wochenende, so verschiebt sich der Bekanntgabetag 
auf den nächsten Werktag. Gleiches gilt, wenn die 
Einspruchsfrist an einem Feiertag oder Wochenende 
endet.
Ist zu einer Streitfrage bereits ein vergleichbares Ver
fahren beim Bundesfinanzhof, Bundesverfassungs
gericht oder Europäischen Gerichtshof anhängig, 
dann können Steuerzahler sich an dieses Verfahren 
"anhängen", indem sie Einspruch einlegen, auf das 
Aktenzeichen des anhängigen Verfahrens verweisen 
und das Ruhen des Einspruchs bis zur Gerichts
entscheidung beantragen.

Hinweis: 
Nach der BMF-Statistik wurden im Jahr 2023 
insgesamt 47.309 Klagen vor den Finanzgerichten 
erhoben. Das entspricht lediglich 1,3 % der insge
samt erledigten Einsprüche. Der Grund für diese 
niedrige Quote ist darin zu vermuten, dass das 
finanzgerichtliche Verfahren mit mehr Aufwand als 
der Einspruch und zudem mit einem Kostenrisiko 
verbunden ist.

Quelle: BMF, Statistik über die Einspruchsbearbeitung in den 

Finanzämtern im Jahr 2023 v. 27.08.2024

Veräußerungsgeschäfte: Können Steuerberatungskosten für andere Einkünfte Veräußerungskosten sein?

Wenn Sie etwas veräußern, fallen hierbei in der Regel 
auch Kosten an. Dies können bei einem Grund
stücksverkauf etwa Grundbuch- oder Notarkosten 
sein. Vielleicht benötigen Sie vor einem Verkauf auch 
Beratung, so dass auch Beratungskosten anfallen. 
Dass diese Kosten unmittelbar mit der Veräußerung 
zusammenhängen, ist unzweifelhaft. Aber wie ist 
es, wenn man aufgrund einer Veräußerung aus
nahmsweise einen Steuerberater für seine anderen 

Einkünfte beauftragt hat? Sind das dann auch 
Veräußerungskosten? Das Finanzgericht Hessen 
(FG) musste in einem solchen Fall entscheiden.
Die Kläger, zusammen veranlagte Eheleute, erklärten 
im Jahr 2021 einen Gewinn aus der Veräußerung 
von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft. Als 
Veräußerungskosten machten sie unter anderem 
Steuerberatungskosten geltend. Diese waren für die 
Ermittlung der Einkünfte aus dem Gewerbebetrieb  
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2.18

des Ehemanns angefallen. Das Finanzamt berück
sichtigte diese Kosten im Rahmen der Veranlagung 
nicht gewinnmindernd, da sie nicht in unmittel
barem Zusammenhang mit der Anteilsveräußerung  
stünden.
Die im Zusammenhang mit der Ermittlung des 
Veräußerungsgewinns zur Erstellung der Einkom
mensteuererklärung entstandenen Steuerberatungs
kosten könnten nicht als Veräußerungskosten berück
sichtigt werden, da sie nur der Erfüllung steuerlicher 
Verpflichtungen dienten.
Die Klage vor dem FG war allerdings erfolgreich. 
Der Abzug der Steuerberatungskosten als Veräuße
rungskosten ist möglich. Weder ist der Begriff der 
Veräußerungskosten gesetzlich definiert noch gibt es 
hierzu eine einheitliche Rechtsprechung. So gibt es 

durchaus auch die Ansicht, dass kein unmittelbarer 
Zusammenhang bestehen muss, sondern ein bloßer 
Veranlassungszusammenhang mit der Veräußerung 
reicht.
Die streitgegenständlichen Steuerberatungskosten 
sind durch den Veräußerungsvorgang veranlasst, 
da das "auslösende Moment" für die Entstehung 
dieser Aufwendungen in dem Veräußerungsvorgang 
selbst besteht. Denn erst aufgrund der Veräußerung 
benötigten die Kläger einen Steuerberater für die 
Erstellung der Einkommensteuererklärung, wodurch 
die Kosten entstanden sind. Sie sind daher als 
Veräußerungskosten zu berücksichtigen.

Quelle: FG Hessen, Urt. v. 22.02.2024 - 10 K 1208/23, Rev. (BFH: 

IX R 12/24)

Abgabefristen: Nicht auf jede Verspätung folgt ein Verspätungszuschlag

Wenn Sie verpflichtet sind, eine Steuererklärung 
abzugeben, müssen Sie bestimmte Fristen ein
halten, die gesetzlich festgelegt sind. Allerdings 
gibt es hierbei auch Differenzierungen. Sofern Sie 
Ihre Steuererklärung selbst erstellen, müssen Sie 
diese früher abgeben, als wenn Sie sich steuerlich 
beraten lassen. Dann verlängert sich die Frist, damit 
genügend Zeit für die Erledigung aller Arbeiten ist. 
Bei einer verspäteten Abgabe wird auch nicht immer 
automatisch ein Verspätungszuschlag festgesetzt.
Wenn die Verspätung beispielsweise entschuldbar 
ist oder sich eine Erstattung ergibt, wird kein Ver
spätungszuschlag festgesetzt. Im Streitfall musste  
das Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) ent
scheiden, ob eine automatische Festsetzung 
berechtigt war.
Der Kläger ist mit 55 % an einer Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts, die Einkünfte aus Gewerbe
betrieb erzielt, beteiligt. Er war deren Empfangs
bevollmächtigter. Am 18.12.2022 reichte er die 
Erklärung zur gesonderten und einheitlichen Fest
stellung 2020 ein. Schon im Vorfeld (2021) hatte der 
Kläger eine Heraufsetzung der Einkommensteuer-
Vorauszahlungen beantragt, da er von einem hohen 
Gewinn ausging. Da die Feststellungserklärung zu 
spät eingereicht wurde, setzte das Finanzamt auto
matisch einen Verspätungszuschlag fest. Dagegen 
legte der Kläger Einspruch ein.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Wird eine 
Steuererklärung nicht oder nicht fristgerecht 
abgegeben, kann das Finanzamt einen Verspätungs

zuschlag festsetzen. Davon ist abzusehen, wenn 
der Erklärungspflichtige glaubhaft macht, dass die  
Verspätung entschuldbar ist. Es handelt sich hier  
um eine Ermessensentscheidung. In manchen 
Fällen ist jedoch ein Verspätungszuschlag zwingend  
festzusetzen. Das ist hier aufgrund der verspäteten 
Abgabe der Fall: Die Abgabefrist endete am 
31.08.2022. Die Erklärung wurde aber erst fast vier 
Monate später eingereicht.
Die Pflicht zur Festsetzung des Verspätungs
zuschlags entfällt allerdings wieder, wenn die fest
gesetzte Steuer die Summe der festgesetzten  
Vorauszahlungen und anzurechnenden Steuer
abzugsbeträge nicht übersteigt. Dies gilt auch für 
Feststellungserklärungen. Zwar gibt es im Fest
stellungsverfahren keine festzusetzende Steuer,  
nach Ansicht des Senats bezieht sich aber der 
Vergleich der festgesetzten Steuer mit den fest
gesetzten Vorauszahlungen und anzurechnenden 
Steuerabzugsbeträgen auf die Steuerbescheide, die 
auf die Feststellungsbescheide folgen. Ansonsten 
würde die Regelung ins Leere laufen.
Da die festgesetzten Vorauszahlungen des Klägers 
die festgesetzte Steuer übersteigen, hätte ein 
Verspätungszuschlag nur nach einer Ermessens
entscheidung getroffen werden dürfen. Dies war  
nicht der Fall, so dass der Verspätungszuschlag 
aufzuheben ist.

Quelle: FG Baden-Württemberg, Urt. v. 15.11.2023 - 12 K 1945/23, 

Rev. (BFH: IV R 29/23)



17

2.19

•

•

2.20

Arbeitnehmer aufgepasst: Diese drei Werbungskostenarten sind häufig absetzbar

Arbeitnehmer können ihre beruflich veranlassten 
Aufwendungen als Werbungskosten in der Ein
kommensteuer abrechnen und so bares Geld 
sparen. Folgende drei Kostenpositionen lassen sich 
häufig absetzen und helfen dabei, die Werbungs
kostenpauschale von 1.230 EUR pro Jahr zu über
springen, die das Finanzamt ohnehin gewährt:

Entfernungspauschale: In vielen Fällen lohnt es 
sich für Arbeitnehmer, ihre absolvierten Fahrten 
zur ersten Tätigkeitsstätte in der Einkommen
steuererklärung abzurechnen. Pro Kilometer der 
einfachen Entfernung zwischen Wohnung und 
Tätigkeitsstätte lassen sich 0,30 EUR (ab dem  
21. Kilometer sogar 0,38 EUR) absetzen. Allein 
mit der Entfernungspauschale kommt man bei 
215 Arbeitstagen und einer Entfernung von 20 km 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte auf 
1.290 EUR pro Jahr (215 Tage x 20 km x 0,30 EUR), 
so dass die Werbungskostenpauschale bereits 
übersprungen wird.
Tagespauschale bei Homeoffice: Seit 2023 können 
Arbeitnehmer, die im Homeoffice arbeiten, 6 EUR 
pro Tag abrechnen, an dem sie zu Hause 
arbeiten. Pro Jahr dürfen auf diese Weise maximal  
210 Homeoffice-Tage geltend gemacht werden. 
Wer also seine berufliche Tätigkeit an mindestens  
210 Tagen überwiegend von zu Hause aus ausübt 
und keine erste Tätigkeitsstätte aufsucht, kann 
1.260 EUR steuerlich geltend machen – und 
allein damit die Werbungskostenpauschale von  
1.230 EUR überspringen.
Wer an manchen Tagen zur Arbeit fährt (erste 
Tätigkeitsstätte) und an anderen Tagen im Home
office arbeitet, kann in der Regel an den "Büro

tagen" die Entfernungspauschale und an den 
"Heimtagen" die Tagespauschale fürs Homeoffice 
nutzen.
Wer im Betrieb dauerhaft keinen Arbeitsplatz 
(beispielsweise für Schreibarbeiten) hat, kann die 
Homeoffice-Pauschale ab 2023 sogar zusätzlich 
zur Entfernungspauschale für den gleichen Tag 
geltend machen. Dies ist möglich, wenn man an 
dem entsprechenden Tag etwa morgens zur Arbeit 
gefahren ist und nachmittags auch noch von zu 
Hause aus gearbeitet hat.
Arbeitsmittel: Arbeitnehmer könne Berufsklei
dung, Büromöbel und Büromaterial, Werkzeuge, 
Fachliteratur und andere Arbeitsmittel als Wer
bungskosten von der Steuer absetzen. Hat ein 
solcher Gegenstand höchstens 800 EUR netto 
gekostet und wird er nahezu ausschließlich 
beruflich genutzt (mindestens zu 90 %), können 
die Kosten im Jahr der Anschaffung in voller 
Höhe steuerlich geltend gemacht werden. Teurere 
Arbeitsmittel müssen hingegen über mehrere  
Jahre abgeschrieben werden, und zwar gleich
mäßig verteilt über die Nutzungsdauer.
Abschreibung für Abnutzung (AfA) nennt sich das 
Ganze und das Bundesfinanzministerium bietet  
zur Orientierung sogenannte AfA-Tabellen an. 
Wollen Steuerzahler eine kürzere Nutzungsdauer 
ansetzen als in den AfA-Tabellen angegeben, 
so müssen sie dies gegenüber dem Finanzamt 
besonders begründen.

Quelle: Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V., Pressemitteilung v. 

05.08.2024

•

Jahr für Jahr zu beachten: Haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen mindern die Steuerlast

Wer haushaltsnahe Dienstleister in seinem Privat
haushalt engagiert, kann für die anfallenden Lohn
kosten einen Steuerbonus in seiner Einkommen
steuererklärung geltend machen. Begünstigt sind 
unter anderem die Einsätze von Putz- und Haus
haltshilfen sowie Hausmeisterdiensten, die Unter
stützung bei der Gartenpflege und sogar die 
Betreuung und Versorgung von Haustieren auf dem 
eigenen Grundstück. Das Finanzamt gewährt für 
die anfallenden Lohnkosten eine Steuerermäßigung 
in Höhe von 20 % der Lohnkosten bis zu einem 
Höchstbetrag von 4.000 EUR im Jahr.

Wichtig ist, dass über die Arbeiten Rechnungen aus
gestellt werden, diese unbar beglichen werden und 
ein Zahlungsbeleg vorliegt. Zudem müssen Arbeits-, 
Fahrt- und Maschinenkosten auf der Rechnung 
getrennt von den Materialkosten ausgewiesen 
werden, denn für diese gibt es im Gegensatz zu den 
Lohnkosten keine Steuerermäßigung. Barzahlung 
erkennt der Fiskus nicht an, weil der Steuerbonus die 
legale Beschäftigung fördern soll.
Auch für den Einsatz von Handwerkern im Privat
haushalt existiert ein Steuerbonus. Begünstigt sind 
unter anderem Badezimmerrenovierungen, der Aus
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Wer eine Einkommensteuererklärung abgibt, freut 
sich über jede Kostenposition, die er steuermin
dernd geltend machen kann. Im Bereich der Sonder
ausgaben sollten insbesondere die gezahlten Ver
sicherungsbeiträge in den Blick genommen werden: 
Altersvorsorgeaufwendungen, wie Beiträge für die 
gesetzliche Rentenversicherung, Versorgungswerke 
oder Alterskassen sowie eine private Rentenver
sicherung, können in voller Höhe bis zur Maximal
grenze von 26.528 EUR für Ledige und 53.056 EUR 
für Ehepaare in der Steuererklärung 2023 geltend 
gemacht werden. Für das Steuerjahr 2024 sind  
27.566 EUR bzw. 55.132 EUR abziehbar (Arbeitgeber
beiträge sind auf den Höchstbetrag anzurechnen).
Bis zu einer Höchstgrenze von 2.100 EUR können 
zudem Beiträge für Riesterverträge abgesetzt 
werden. Ebenfalls absetzbar sind sonstige Vorsorge
aufwendungen wie Arbeitslosen-, Kranken-, Pflege-, 
Haftpflicht-, Berufsunfähigkeits- oder Risikolebens
versicherungen. Die Grenze liegt bei diesen Kosten  
bei 1.900 EUR für Steuerzahler, die steuerfreie 
Zuschüsse zur Krankenversicherung erhalten, und 
bei 2.800 EUR für diejenigen, die ihre Krankenver
sicherungsbeiträge selbst tragen müssen. Deshalb 
ist der Höchstbetrag oft schon mit der Basiskranken
versicherung und der gesetzlichen Pflegeversiche
rung erreicht.
Wer für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke spendet, kann diese Gabe ebenfalls als 
Sonderausgaben absetzen. Für Spenden bis 300 EUR 
genügt dem Finanzamt ein vereinfachter Nachweis. 
Dieser kann ein Kontoauszug oder der Screenshot  
einer Überweisung bzw. ein anderer Überweisungs
beleg sein. Spenden von mehr als 300 EUR erkennt 
das Finanzamt in der Regel nur mit Spenden
quittung an. Diese Zuwendungsbescheinigung nach  
amtlich vorgeschriebenem Muster muss unter 

anderem die Art der Spende und die Spenden
summe enthalten. Zudem sollte darin bestätigt sein,  
dass die Spende für einen bestimmten steuer
begünstigten Zweck verwendet wird. Die Beschei
nigung stellt die Organisation aus, die die Spende 
erhalten hat.
Setzt eine Finanzbehörde beispielsweise nach 
starken Unwettern einen Katastrophenerlass in 
Kraft, so können auch Spenden von mehr als 
300 EUR mit vereinfachtem Nachweis steuerlich 
geltend gemacht werden. Die Spende muss dann 
innerhalb des dafür festgelegten Zeitraums auf ein 
für den Katastrophenfall eingerichtetes Sonderkonto 
eingezahlt worden sein.
Wer Kinder hat, sollte auch folgenden Sonderaus
gabenabzug auf dem Schirm haben: Bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahr eines Kindes können 
Kinderbetreuungskosten als Sonderausgaben von 
der Steuer abgesetzt werden. Das Finanzamt akzep
tiert unter bestimmten Voraussetzungen bis zu 
zwei Drittel der Kosten von maximal 6.000 EUR pro  
Kind und Jahr – also bis zu 4.000 EUR. Dazu  
zählen Ausgaben für Kindergarten bzw. Kita sowie  
für einen Babysitter, ein Au-Pair oder ein Kinder
mädchen. Es muss dafür eine Rechnung vorliegen und 
diese muss unbar beglichen worden sein. Wichtig: 
Essensgeld wird nicht anerkannt, ebensowenig 
Kosten für Unterricht oder Freizeitbetätigungen.
Ist ein Kind wegen einer Behinderung nicht in der 
Lage, für sich selbst zu sorgen, können die Kosten 
für die Kinderbetreuung auch über das 14. Lebensjahr 
hinaus geltend gemacht werden. Die Behinderung 
muss aber vor Vollendung des 25. Lebensjahrs 
eingetreten sein.

Quelle: Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V., Pressemitteilung v. 

05.08.2024

tausch von Bodenbelägen, das Anlegen eines Gar
tens sowie das Pflastern von Hof oder Terrasse. Wer  
für solche Arbeiten einen Handwerker beauftragt, 
kann 20 % der Arbeitskosten bis zu einer Höchst
grenze von 1.200 EUR pro Jahr von seiner Ein
kommensteuer abziehen (separater Höchstbetrag).
Die Arbeiten müssen aber in einem bereits beste
henden Haushalt ausgeübt werden – Handwerker
einsätze am Neubau sind also nicht steuerlich  
begünstigt. Es muss (genau wie bei den haushalts

nahen Dienstleistungen) eine Rechnung vorliegen 
und diese unbar bezahlt werden. In Rechnung 
gestellte Materialkosten werden vom Finanzamt 
auch bei Handwerkerleistungen nicht anerkannt. Zu 
den Arbeitskosten gehören aber neben den reinen 
Lohnkosten auch Maschinen- und Fahrtkosten sowie 
Verbrauchsmittel.

Quelle: Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V., Pressemitteilung v. 

05.08.2024
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2.22

•

•

•

2.23

Ehescheidung: Welche steuerlichen Besonderheiten die Ex-Partner kennen sollten

Laut Statistischem Bundesamt ließen sich in 
Deutschland im Jahr 2023 rund 129.000 Paare 
scheiden. Steuerlich ist einiges zu beachten, wenn 
Eheleute endgültig getrennte Wege gehen:

Scheidungskosten: Kosten etwa für Anwälte, das 
Gericht, Notare oder Sachverständige sind steuer
lich nicht absetzbar. Bis 2012 konnten solche 
Ausgaben als außergewöhnliche Belastung in der 
Steuererklärung eingetragen werden, ab 2013 
änderte der Gesetzgeber jedoch die gesetzlichen 
Regelungen.
Zugewinnausgleich: Bei einer Scheidung (ohne 
Ehevertrag) kann der Zugewinn ausgeglichen 
werden. Der Zugewinn ist der Betrag, um den das 
Vermögen eines Ehepartners während der Ehe 
das Anfangsvermögen übersteigt. Verluste werden 
dabei nicht berücksichtigt – der Zugewinn kann 
also nie negativ sein. Wenn sich ein Paar scheiden 
lässt und ein Partner mehr Zugewinn hat als der 
andere, wird dieser Unterschied ausgeglichen, so 
dass beide am Ende gleich viel Zugewinn haben.
Dieser Ausgleich ist für beide steuerfrei, aber: 
Erfolgt der Zugewinnausgleich über eine Immo
bilie und wird diese an eine dritte Person verkauft  
oder dem Ex-Ehepartner übertragen, so hängt es 
vom Zeitpunkt des Verkaufs oder der Übertragung 
ab, ob der mögliche Gewinn versteuert werden 
muss.
Versorgungsausgleich: Der Versorgungsausgleich 
gewährleistet, dass die während der Ehezeit 
erworbenen Rentenansprüche zwischen den Ehe
leuten gerecht verteilt werden. Er soll sicherstellen, 
dass keiner der Ex-Partner nach der Scheidung 
ungleich schlechter gestellt wird, was die Alters
vorsorge betrifft. Hierzu werden die während 

der Ehe erworbenen Rentenanwartschaften zur 
Hälfte zwischen den Partnern aufgeteilt. Für die 
Besteuerung ist der Versorgungsausgleich in der 
Regel erst bei der Auszahlung von Bedeutung.
Anders verhält es sich, wenn Zahlungen vorge
nommen werden, um eine Kürzung der eigenen 
Versorgungsansprüche durch Übertragung zu ver
meiden. In diesen Fällen ist neben der versor
gungsrechtlichen auch eine steuerliche Beratung 
zu empfehlen.
Realsplitting: Das Realsplitting ermöglicht es 
geschiedenen oder getrenntlebenden Eheleuten, 
Unterhaltszahlungen steuerlich abzusetzen. Der 
zahlende Partner kann unter bestimmten Voraus
setzungen bis zu 13.805 EUR jährlich als Sonder
ausgaben steuerlich geltend machen. Wer Unter
haltszahlungen erhält, muss diese als sonstige 
Einkünfte versteuern und dem Realsplitting zu
stimmen. Der Sonderausgabenabzug des zahlen
den Partners muss jährlich in der Steuererklärung 
angegeben werden.
Die Anlage U für die Erfassung von Unterhalts
leistungen in der Steuererklärung muss jedoch 
nicht jedes Mal neu abgegeben werden, wenn die 
sogenannte Fortläufigkeit korrekt angegeben ist 
und nicht widerrufen wird. Dann profitiert der 
zahlende Part durch eine gegebenenfalls niedrigere 
Steuerlast, während der empfangende Part den 
Unterhalt als sonstige Einkünfte angeben muss und 
dadurch unter Umständen eine höhere Steuerlast 
zu tragen hat.

Quelle: Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V., Pressemitteilung v. 

19.08.2024

•

Einkommensteuerbescheid nach Trennung: Wie sich Ex-Partner ihren Anteil an der Erstattung sichern können

Wenn sich ein Ehepaar trennt, gibt es häufig Streit 
um das liebe Geld. Neben Unterhaltszahlungen 
und der Aufteilung vorhandenen Vermögens kann 
auch eine ausstehende Steuererstattung zum 
Gegenstand der Auseinandersetzung werden, etwa 
wenn eine Einkommensteuererstattung aus einer 
Zusammenveranlagung auf dem Konto nur des  
einen Ex-Partners landet, da diese Kontoverbindung 
beim Finanzamt hinterlegt ist. Da das Finanzamt  
dann nachträglich keine Aufteilung einer Steuer
erstattung mehr durchführt, bleibt das komplette 

Geld häufig bei dem besagten Ex-Partner, sofern 
dieser die Aufteilung bzw. Auszahlung an den anderen 
verweigert.
Es gibt aber einen Ausweg: Erfolgte die Trennung  
erst nach der Abgabe der Einkommensteuererklä
rung, sollte schnell gehandelt werden, denn solange  
der Steuerbescheid noch nicht ergangen ist, kann 
durch einen der getrennten Partner beim Finanz
amt eine Aufteilung der Steuererstattung beantragt  
werden. Hierfür wird die Unterschrift des Ex-Partners 
nicht benötigt. Ab Abgabe der Steuererklärung 
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Haben Sie Kinder? Dann versorgen Sie diese vermut
lich auch materiell und werden wohl Kindergeld für 
sie erhalten. Allerdings gilt das nur für Kinder unter 
18 Jahren. Danach müssen weitere Voraussetzungen 
vorliegen – zum Beispiel dass Ihr Kind noch in die 
Schule geht oder auf einen Ausbildungsplatz wartet. 
Aber wie definieren sich diese Voraussetzungen 
ganz konkret? Im Streitfall ging es um ein Kind, das 
sich zwischen zwei Ausbildungsabschnitten befand. 
Das Finanzgericht Hessen (FG) musste darüber 
entscheiden, ob das Kindergeld hier zu Recht versagt 
wurde.
Der Kläger ist Vater der in 1999 geborenen A. Mit 
Bescheid vom 12.07.2019 wurde die Kindergeldfest
setzung für A aufgehoben. Am 29.07.2019 beantragte 
der Kläger erneut Kindergeld, was mit Bescheid vom 
28.08.2019 wieder abgelehnt wurde, da das Kind  
weder einen Wohnsitz noch einen gewöhnlichen 
Aufenthalt in Deutschland habe. A absolvierte vom 
01.09.2018 bis zum 30.06.2019 ein freiwilliges 
soziales Jahr in B (Drittstaat). Vom 06.07.2019 bis 

zum 21.08.2019 hielt sie sich im Elternhaus in 
Deutschland auf.
Am 21.08.2019 kehrte sie nach B zurück, wo sie am 
24.10.2019 ein Studium begann. Die Zusage hierfür 
hatte sie schon im März 2019 erhalten. In B wohnte 
sie zunächst bei ihrem Freund und anschließend in 
einer von ihm vom 13.09.2019 bis zum 12.09.2020 
angemieteten gemeinsamen Wohnung.
Die Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Die 
Kindergeldfestsetzung wurde zu Recht abgelehnt. 
B ist kein Mitgliedstaat der EU und auch kein Staat, 
auf den das EWR-Abkommen Anwendung findet. 
Nach Ansicht des Gerichts hatte A im fraglichen 
Zeitraum auch keinen Wohnsitz im Inland. Bei 
Kindern, die zum Zwecke der Schul-, Hochschul- 
oder Berufsausbildung auswärtig untergebracht 
sind, reicht es für einen Inlandswohnsitz nicht aus, 
wenn die elterliche Wohnung dem Kind weiterhin 
zur Verfügung steht. Es muss zu dieser eine so enge 
Beziehung bestehen, dass das Kind sie nach wie vor 
auch als seine eigene betrachtet.

vergehen im Schnitt sechs bis acht Wochen, bis 
die Steuererklärung bearbeitet und der Bescheid 
verschickt wird.
Ist mit dem Steuerbescheid hingegen eine Steuer
nachzahlung fällig, kann ein Aufteilungsbescheid 
auch noch nach dem Erlass des Bescheids angefor
dert werden. Da Eheleute gesamtschuldnerisch für 
die komplette Summe haften, kann nur der Antrag 
auf Aufteilung davon entlasten.

Hinweis: 
Wird die Einkommensteuererklärung erst nach der 
Trennung erstellt, spricht nichts dagegen, dass die 
Noch-Eheleute bei unterschiedlich hohen Einkünf
ten noch einmal den Splittingvorteil mitnehmen.  
Zudem können die getrennten Ehegatten rechtlich 
zu einer Zusammenveranlagung verpflichtet sein, 
um die finanziellen Lasten des anderen in der Ehe zu 
mindern, soweit dies ohne eine Verletzung eigener 
Ansprüche möglich ist. Dann sollte unbedingt 

gemeinsam mit der Steuererklärung eine getrennte 
Steuererstattung verlangt werden.

Nur wenn eine Aufteilung beantragt wurde, muss 
das Finanzamt ausrechnen, welcher Anteil an der 
Rückerstattung dem einen und welcher Anteil dem 
anderen Partner zusteht. Zugrunde gelegt wird das 
Verhältnis der tatsächlich gezahlten Steuern von 
beiden Eheleuten während des Jahres.

Hinweis: 
Für den Antrag auf Aufteilung der Steuererstattung  
gibt es kein gesondertes Formular, so dass ein form
loses Schreiben genügt. In dem Antrag sollten von  
beiden Noch-Ehegatten die Steueridentifikations
nummern, die Wohnadressen und die Bankdaten 
angegeben werden, ansonsten kann das Finanzamt 
nicht auf zwei getrennte Konten erstatten.

Quelle: Lohnsteuerhilfe Bayern e.V., Pressemitteilung v. 13.08.2024
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STEUERTERMINE

NOVEMBER 2024

11.11.	 Umsatzsteuer*
	 Lohnsteuer*
	 Solidaritätszuschlag*
	 Kirchenlohnsteuer ev. und r.kath.*
15.11.	 Grundsteuer**
	 Gewerbesteuer**

Zahlungsschonfrist: 
bis zum 14.11. bzw. 18.11.2024. Diese Schonfrist gilt 
nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck. 
[* bei monatlicher Abführung für Oktober 2024; 
** Vierteljahresrate an die Gemeinde]

Sarrazinstraße 11 - 15		  info@vierhaus-kanzlei.de

12159 Berlin			   www.vierhaus-kanzlei.de 
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Tel.:	 030 859948-40 		  Edith Hoerpel, Boris Glowacki

Fax:	 030 859948-44		  Amtsgericht Charlottenburg, HRB 80628

Die in dieser Mandanteninformation enthaltenen Angaben und Mitteilungen 

sind ausschließlich zur Information bestimmt. Die Inhalte wurden mit größter 
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Beratung dar. Für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte 
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Vierhaus Steuerberatungsgesellschaft mbH

Rechtsstand: 28.10.2024

DEZEMBER 2024

10.12.	 Umsatzsteuer*
	 Lohnsteuer*
	 Solidaritätszuschlag*
	 Kirchenlohnsteuer ev. und r.kath.*
	 Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer**
	 Solidaritätszuschlag**
	 Kirchensteuer ev. und r.kath.**

Zahlungsschonfrist: 
bis zum 13.12.2024. Diese Schonfrist gilt nicht bei 
Barzahlungen und Zahlungen per Scheck. [* bei 
monatlicher Abführung für November 2024; ** für 
das IV. Quartal 2024]

Im Streitfall lag daher kein Wohnsitz im Inland vor. 
A hatte ihre ausbildungsfreie Zeit nicht überwiegend 
bei den Eltern verbracht, sondern war schon nach 
sechs Wochen nach B zurückgekehrt. Bis zum 
Studienbeginn dauerte es da noch zwei Monate. 
Auch hatte sie nach der Rückkehr mit ihrem Freund 

eine gemeinsame Wohnung gesucht. Der Aufenthalt 
bei den Eltern war nach Ansicht des Gerichts eher  
ein Besuch.

Quelle: FG Hessen, Urt. v. 19.12.2022 - 8 K 1775/19, Rev. (BFH: III 

R 32/23)




